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PID-Vorlage – Ja oder Nein?
Am 14. Juni stimmt das Schweizer Stimmvolk über die Präim-
plantationsdiagnostik-Vorlage (PID) ab. Der Begriff bezeichnet die 
Untersuchung eines durch künstliche Befruchtung entstandenen 
Embryos vor der Einpflanzung. Die Befürworter wollen mit der 

Einführung der PID die Behandlung von Paaren mit unerfülltem 
Kinderwunsch erleichtern. Das geltende Recht sei zu restriktiv. 
Die Gegner befürchten, dass der Weg freigemacht wird für die 
Selektion zwischen «wertvollem» und «minderwertigem» Leben.

Pro Ein Ja mit engen Leitplanken

Die Änderung des Verfassungsarti-
kels zur Fortpflanzungsmedizin ist die 
Grundlage für die Einführung der Prä-
implantationsdiagnostik. Damit kann 
Paaren mit einer schweren Erbkrank-
heit, die sich für eine In-vitro-Befruch-
tung entscheiden, der Zugang zur PID 
ermöglicht werden. Manche Paare wis-
sen, dass sie erblich vorbelastet sind. 
Auch wenn bei ihnen die Krankheit 
nicht ausgebrochen ist, so ist das Ri-
siko gross, dass sie diese Belastung an 
ihre Kinder weitergeben. Die Präim-
plantationsdiagnostik kann dieses Risi-
ko stark reduzieren, indem der Embryo 
am Tag 5, bevor er der Frau eingesetzt 
wird, auf  schwere Erbkrankheiten un-
tersucht wird.  

Heute ist die Präimplantationsdia-
gnostik in der Schweiz verboten. Für 
betroffene Paare bedeutet dies, dass sie 
entweder die bereits erlaubte Möglich-
keit der Pränataldiagnostik nutzen, das 
heisst, in der 11. Schwangerschaftswo-
che dürfen die entsprechenden Tests 
durchgeführt werden. Fällt der Test 
positiv aus, stehen die Paare vor der 
schwierigen Frage eines Schwanger-

schaftsabbruchs. Zahlen zeigen, dass die 
allermeisten Paare in diesem Fall einen 
Schwangerschaftsabbruch vornehmen – 
ein Entscheid, der mit zusätzlichen see-
lischen und körperlichen Belastungen 
verbunden ist. Oder sie gehen ins Aus-
land, wo die Präimplantationsdiagnos-
tik in fast allen europäischen Ländern 
erlaubt ist. Beides ist keine befriedigen-
de Lösung. Deshalb bin ich dafür, die 
PID in restriktiver Form zuzulassen. 

Viele Argumente gegen 
die Vorlage zielen nicht auf  
die zur Debatte stehende 
Verfassungsbestimmung, 
sondern auf  die vom Parla-
ment beschlossene Anpas-
sung des Fortpflanzungs-
medizingesetzes. Dieses Gesetz geht mir 
in der verabschiedeten Version klar zu 
weit, ich habe es abgelehnt. Wird am 14. 
Juni der Verfassungsartikel angenom-
men, so ist das Referendum gegen das 
Fortpflanzungsmedizingesetz sicher. 
Dann kann mit einem Nein das Parla-
ment beauftragt werden, die PID-Zulas-
sung mit engen Leitplanken zu regeln, 
so wie es der Bundesrat vorgesehen hat. 
Damit aber die Zulassung möglich wird, 
braucht es eine Verfassungsänderung. 
Nach einer nicht einfachen Auseinan-
dersetzung mit dieser ethischen Frage 
bin ich zur Überzeugung gelangt, dass 
der Verfassungsartikel sowohl wich-
tigen ethischen Ansprüchen wie auch 
den Anliegen betroffener Paare mit ei-
ner schweren Erbkrankheit Rechnung 
trägt.

Kontra Nein zur PID

Am 14. Juni stimmen wir über eine 
Verfassungsänderung ab, welche es 
erlaubt, dass mehr Embryonen entwi-
ckelt werden dürfen, als man einpflan-
zen kann. Die Anzahl der Embryonen 
steigt von 3 auf  12! Neu würde auch das 
Tiefgefrierverbot von Embryonen auf-
gehoben. Sie könnten neu bis zehn Jah-
re aufbewahrt werden und nach Ablauf  
dieser Frist würden sie vernichtet oder 
von der Forschung «verbraucht».

Neu könnten also Paa-
re, welche nicht nur erb-
lich vorbelastet sind (50 
bis 100 Fälle jährlich), son-
dern alle Paare, welche 
eine künstliche Befruch-
tung beanspruchen (6000 

Fälle jährlich), die Embryonen unter-
suchen lassen. Wenn diese «erwünsch-
tes» Erbgut aufweisen, würden sie ein-
gepflanzt oder tiefgefroren. Weist das 
Erbgut Fehler auf, würden sie vernich-
tet.

Neben den persönlichen, religiösen, 
moralischen und ethischen Bedenken 
dieser Änderungen, begegnen wir auch 
noch anderen Überlegungen: Die Ver-
fassung schützt heute die Menschen 
vor Missbräuchen der Fortpflanzungs-
medizin und der Gentechnologie. Die 
neue Änderung der Verfassung nimmt 
den Embryonen ihren gesetzlichen 
Schutz! In Zukunft könnten viele Em-
bryonen erzeugt und für medizinische 
Zwecke missbraucht werden; neu wür-
de bereits im Labor entschieden, ohne 

die Eltern zu fragen, welches Leben 
wertvoll und welches minderwertig 
ist; Menschen mit Behinderungen und 
ihre Eltern könnten diskriminiert wer-
den, wenn sie sich für das Leben und 
nicht für die Vernichtung entscheiden; 
die Aufgabe des Arztes ist das Leben 
zu schützen und nicht dieses zu ver-
nichten. PID ist keine ärztliche Aufga-
be; Untersuchungen können die Emb-
ryonen verletzen. Die Erfahrung zeigt, 
dass dies bei 40 Prozent der untersuch-
ten Embryonen der Fall ist; neu würden 
also nicht die Krankheiten, sondern die 
Kranken bekämpft; der Anwendungs-
bereich der PID könnte sich auswei-
ten, da es schwierig würde, eine klare 
Grenze zu ziehen; die Verfassungsän-
derung könnte Behinderungen nicht 
ausschlies sen und sie suggeriert, dass 
es möglich ist, menschliches Leben lei-
dens- und krankheitsfrei zu gestalten.

Die Vergangenheit hat unzählige 
Male gezeigt und gelernt: Es ist nicht 
immer empfehlenswert, alles was tech-
nisch möglich ist auch durchzuführen! 
Deshalb Nein zur Präimplantationsdia-
gnostik!

Prisca Birrer-
Heimo
Nationalrätin SP, 
Rothenburg

Yvette Estermann
Nationalrätin SVP, 
Kriens
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60 Stellung- 
nahmen  
eingegangen
Kanton luzErn Zur Vernehmlas-
sung des Projekts «Hochwasserschutz 
und Renaturierung Reuss» sind rund 
60 Stellungnahmen eingegangen. Die 
Vernehmlassung fand von Mitte Ja-
nuar bis Ende März statt. Die Anträge 
und Anliegen werden geprüft und in ei-
nem Mitbericht dokumentiert; dieser 
ist Teil des Auflagedossiers, heisst es 
in einer Mitteilung der Staatskanzlei. 
Die Anliegen würden nach Möglichkeit 
berücksichtigt, sofern sie den gesetz-
lichen Vorgaben entsprechen und mit 
den Projektzielen vereinbar seien. Bei 
Bedarf  suche die Projektleitung das Ge-
spräch mit den Absendern.

Das Projekt «Hochwasserschutz 
und Renaturierung Reuss» umfasst 
Massnahmen am 13,2 Kilometer lan-
gen Abschnitt vom Reusszopf  bis zur 
Kantonsgrenze. Gemäss Bau- und Auf-
lageprojekt belaufen sich die Gesamt-
kosten auf  rund 167 Millionen Franken. 
Die öffentliche Auflage des Projekts fin-
det voraussichtlich im November 2015 
statt. pd

Mehr  
Ratsuchende
Kanton luzErn 275 Einzelpersonen, 
Paare oder Familien (Vorjahr: 247) ha-
ben 2014 vom Angebot der Sozialbera-
tung der Reformierten Kirche Luzern 
Gebrauch gemacht. Die Anzahl der 
Dossiers von jungen Erwachsenen und 
von Ratsuchenden der Altersgruppe 
zwischen 50 und 60 Jahren hätten mit 
je einem Drittel deutlich zugenommen, 
heisst es in einer Mitteilung. 

Markant sei die hohe Anzahl von Be-
ratungen von alleinerziehenden Müt-
tern, deren junge, erwachsene Kinder 
massive Schwierigkeiten bei den an-
stehenden Schritten ins Erwachsenen-
leben hätten. Angestiegen seien zudem 
Beratungen zu Finanzen und Schul-
den. Auffallend sei auch die Zunah-
me der Unterstützungsleistungen für 
Miete und Umzug. Nach wie vor sei er-
schwinglicher Wohnraum rar und des-
halb der Erhalt einer günstigen Woh-
nung besonders wichtig. pd

onlinE-uMfragE

Sehen Sie sich das Finale  
des Eurovision Song  
Contest im Fernsehen an?

Am Samstag, 23. Mai, findet in 
Wien der 60. Eurovision Song Con-
test statt. 27 Nationen kämpfen um 
den musikalischen Sieg, sie müs-
sen sich in zwei Halbfinals für den 
grossen Auftritt qualifizieren. Ge-
hört für Sie das ESC-Finale zum 
Fernsehabend?

Hier stimmen Sie ab:
www.seetalerbote.ch

 
umfrage

Geld aus Briefen  
geklaut
Kanton luzErn Ein Angestellter 
der Post hat Briefe gestohlen, die Bar-
geld oder Wertgutscheine enthielten. 
Der Deliktsbetrag liegt bei über 1000 
Franken. Die Staatsanwaltschaft Lu-
zern führt eine Untersuchung gegen 
den 40-jährigen Mann. Der Beschuldig-
te wurde von der Post entlassen.

Dem Mann wird vorgeworfen, dass 
er als Mitarbeiter der Post mindestens 
56 Briefe aus Briefpostsendungen ge-
stohlen hat. Dabei handelte es sich um 
Briefe, die Bargeld, Spiellose oder Wert-
gutscheine enthalten hatten. Insgesamt 
konnten 49 Geschädigte ermittelt wer-
den. pd

Schwarzwild – eine Herausforderung
nEuEnKircH/sEEtal Die 
Sektion Pilatus von Revierjagd 
Luzern hat einen Weiterbil-
dungskurs organisiert und 
durchgeführt. Dieser Kurs galt 
vollumfänglich dem Thema 
Schwarzwild. 

Mittlerweile sind einige Schwarzwild-
Rotten im Kanton Luzern unterwegs. 
Das Schwarzwild als aufkommende 
Schalenwildart wird aktuell in der Be-
jagung. Die Sektionen Pilatus und See-
tal haben zu einem Weiterbildungs-
abend nach Neuenkirch eingeladen. 
Gut 200 Jägerinnen und Jäger – unter 
ihnen zwei Dutzend Landwirte – brach-
ten mit ihrer Anwesenheit ihr grosses 
Interesse zum Ausdruck.

Martin Bättig, Präsident der Sek-
tion Pilatus, führte durch den Abend 
und leitete das Podiumsgespräch. Er 
bekräftigte, dass es nicht das Ziel sein 
dürfe, die Sauen auszurotten. «Diese in-
teressante Schalenwildart hat bei uns 
eine Daseinsberechtigung und es gilt, 
dieser neuen Wildart bei uns mit der 
entsprechenden Jagdethik zu begegnen 
– somit die aufkommende Population zu 
bewirtschaften und nicht zu bekämp-
fen.» Im Verlaufe des Abends wurde 
aber klar, dass es das Ziel sein muss, die 
Schäden in einem ertragbaren Mass für 
alle zu halten. 

Die «neue Wildart» kennenlernen
Das erste Referat des Abends hielt Sil-
van Eugster aus St. Gallen. Er wurde 
in Deutschland zum Berufsjäger aus-
gebildet und ist heute Wildhüter im 
Kanton St. Gallen. Der junge Berufsjä-
ger zeigte auf, wie Schwarzwild zu beja-
gen ist, erläuterte jagdliche Ausdrücke 
und stellte den Anwesenden die Wild-
schweinart bis ins Detail vor. Es sollte 
klar sein, dass Schwarzwild nicht be-
kämpft, sondern richtig bewirtschaftet 
werden soll. Der ehemalige Vizeprä-
sident des Schweizer Bauernverban-

des und amtierende Kantonsrat, Josef  
Dissler, richtete seine Worte als Vertre-
ter der Landwirtschaft und der Politik 
an die Besucherinnen und Besucher. Er 
zeigte auf, welche Bedeutung das Vor-
kommen von Schwarzwild in Bezug auf  
die Landwirtschaft haben wird. Ver-
schiedene Punkte wie Bedeutung des 
Pflanzenbaus, Auswirkungen auf  die 
Landwirtschaft, Risiko von Krankheits-
übertragung wurden in seinem Referat 
behandelt. 

Aus Sicht des Luzerner Bauernver-
bandes ist es klar, dass nun sofort ein 
Konzept zwischen Jäger, Landwirt und 
dem Kanton zum Thema Schwarzwild 
ausgearbeitet werden muss. Das kanto-

nale Jagdgesetz und das Wildschwein-
konzept vom Jahr 2005 müsse zudem re-
vidiert werden.

Monitoring weiterhin sinnvoll
Otto Holzgang, Jagdverwalter des Kan-
tons Luzern, stellte die geltenden recht-
lichen Grundlagen vor und erläuterte 
die Eckpunkte vom Wildschweinkon-
zept aus dem Jahre 2005. Die Wild-
schweinschäden sollen auf  ein trag-
bares Niveau begrenzt werden. Das 
Anpassen der rechtlichen Grundlagen 
(Jagdrecht) sei zu überprüfen. 

Im Weiteren ist Otto Holzgang davon 
überzeugt, dass das Monitoring weiter-
hin sinnvoll ist. Im Sinne einer Scha-

denabwehr sollen gezielt auf  Feldern 
Wildschweine erlegt werden.

Im letzten Teil des Sektionskur-
ses konnten die Anwesenden Fragen, 
Wünsche und Meinungen kundtun. 
Das Fazit: Zum Thema Schwarzwild 
im Kanton Luzern sind nicht nur Jä-
ger und Landwirte gefordert, sondern 
auch die Regierung. Es sollte sobald 
wie möglich ein neues, gemeinsames 
Konzept ausgearbeitet werden, wie 
man in Zukunft mit dem Schwarz-
wild im Kanton umgeht. Zudem ha-
ben Schweinezüchter sowie Schwei-
nefleischvermarkter ihre Bedenken 
zum Thema Seuchen sowie Schnüffel-
krankheit kundgetan. ramona Meyer-stöckli

Der ehemalige Vize-Präsident des Schweizer Bauernverbandes  
und amtierende Kantonsrat Josef Dissler. Foto tobias Meyer


